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Resolution 1386 (2001) 

Verabschiedet auf der 4443. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 20. Dezember 2001 

 Der Sicherheitsrat, 

 in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen über Afghanistan, insbesondere seiner 
Resolutionen 1378 (2001) vom 14. November 2001 und 1383 (2001) vom 6. Dezember 
2001, 

 in Unterstützung der internationalen Bemühungen zur Ausrottung des Terrorismus, in 
Übereinstimmung mit der Charta der Vereinten Nationen, sowie in Bekräftigung seiner Re-
solutionen 1368 (2001) vom 12. September 2001 und 1373 (2001) vom 28. September 
2001, 

 mit Genugtuung über die Entwicklungen in Afghanistan, die es allen Afghanen erlau-
ben werden, frei von Unterdrückung und Terror unveräußerliche Rechte und Freiheit zu ge-
nießen, 

 in Anerkennung dessen, dass die Afghanen selbst dafür verantwortlich sind, für Si-
cherheit und Recht und Ordnung im gesamten Land zu sorgen, 

 erneut erklärend, dass er sich das am 5. Dezember 2001 in Bonn unterzeichnete Über-
einkommen über vorläufige Regelungen in Afghanistan bis zur Wiederherstellung dauer-
hafter staatlicher Institutionen (S/2001/1154) (Übereinkommen von Bonn) zu eigen macht, 

 Kenntnis nehmend von dem Ersuchen an den Sicherheitsrat in Anhang 1 Absatz 3 des 
Übereinkommens von Bonn, die Genehmigung der baldigen Verlegung einer internatio-
nalen Sicherheitstruppe nach Afghanistan zu prüfen, sowie von der Unterrichtung durch den 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs vom 14. Dezember 2001 über seine Kontakte mit 
den afghanischen Behörden, worin diese die Verlegung einer von den Vereinten Nationen 
genehmigten internationalen Sicherheitstruppe nach Afghanistan begrüßen, 

 Kenntnis nehmend von dem Schreiben von Dr. Abdullah Abdullah an den Präsidenten 
des Sicherheitsrats, datiert vom 19. Dezember 2001 (S/2001/1223), 

 mit Genugtuung über das Schreiben des Ministers für auswärtige Angelegenheiten 
und Commonwealth-Fragen des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirlands 
an den Generalsekretär vom 19. Dezember 2001 (S/2001/1217) und Kenntnis nehmend von 
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dem darin enthaltenen Angebot des Vereinigten Königreichs, bei der Organisation und dem 
Kommando einer Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe die Führung zu übernehmen, 

 betonend, dass alle afghanischen Truppen ihre Verpflichtungen nach dem Recht der 
Menschenrechte, einschließlich der Achtung der Rechte der Frauen, und nach dem humani-
tären Völkerrecht streng einhalten müssen, 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, Unabhängig-
keit, territorialen Unversehrtheit und nationalen Einheit Afghanistans,  

 feststellend, dass die Situation in Afghanistan weiterhin eine Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit darstellt, 

 entschlossen, die vollinhaltliche Durchführung des Mandats der Internationalen Si-
cherheitsbeistandstruppe in Abstimmung mit der durch das Übereinkommen von Bonn 
geschaffenen Afghanischen Interimsverwaltung sicherzustellen,  

 aus diesen Gründen tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Natio-
nen,  

 1. genehmigt, wie in Anhang 1 des Übereinkommens von Bonn vorgesehen, die 
Einrichtung einer Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe für einen Zeitraum von sechs 
Monaten, um die Afghanische Interimsverwaltung bei der Aufrechterhaltung der Sicherheit 
in Kabul und seiner Umgebung zu unterstützen, damit die Afghanische Interimsverwaltung 
wie auch das Personal der Vereinten Nationen in einem sicheren Umfeld tätig sein können; 

 2. fordert die Mitgliedstaaten auf, Personal, Ausrüstung und andere Ressourcen zu 
der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe beizutragen, und bittet diese Mitgliedstaaten, 
die Führung der Truppe und den Generalsekretär zu unterrichten; 

 3. ermächtigt die an der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe teilnehmenden 
Mitgliedstaaten, alle zur Erfüllung ihres Mandats notwendigen Maßnahmen zu ergreifen; 

 4. fordert die Internationale Sicherheitsbeistandstruppe auf, bei der Durchführung 
des Mandats der Truppe in enger Abstimmung mit der Afghanischen Interimsverwaltung 
sowie mit dem Sonderbeauftragten des Generalsekretärs zu arbeiten; 

 5. fordert alle Afghanen auf, mit der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe 
und den zuständigen internationalen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen 
zusammenzuarbeiten, und nimmt davon Kenntnis, dass sich die Parteien des Überein-
kommens von Bonn verpflichtet haben, alle ihnen zur Verfügung stehenden Mittel und 
Einflussmöglichkeiten aufzubieten, um die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des gesamten 
Personals der Vereinten Nationen und des gesamten sonstigen Personals der internationalen 
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, das in Afghanistan eingesetzt ist, zu 
gewährleisten; 

 6. nimmt Kenntnis von der Zusage der afghanischen Parteien des Übereinkommens 
von Bonn in Anhang 1 des Übereinkommens, alle militärischen Einheiten aus Kabul abzu-
ziehen, und fordert sie auf, diese Zusage in Zusammenarbeit mit der Internationalen 
Sicherheitsbeistandstruppe zu verwirklichen; 

 7. legt den Nachbarstaaten und den anderen Mitgliedstaaten nahe, der Internatio-
nalen Sicherheitsbeistandstruppe die erforderliche Hilfe zu gewähren, um die sie gebeten 
werden, namentlich die Gewährung von Überfluggenehmigungen und des Transits;  

 8. unterstreicht, dass die Kosten für die Internationale Sicherheitsbeistandstruppe 
von den betroffenen teilnehmenden Mitgliedstaaten getragen werden, ersucht den General-
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sekretär, einen Treuhandfonds einzurichten, über den Beiträge an die betroffenen Mit-
gliedstaaten oder Einsätze weitergeleitet werden könnten, und ermutigt die Mitgliedstaaten, 
zu einem solchen Fonds beizutragen; 

 9. ersucht die Führung der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe, über den 
Generalsekretär regelmäßige Berichte über die Fortschritte bei der Durchführung ihres 
Mandats vorzulegen; 

 10. fordert die an der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe teilnehmenden 
Mitgliedstaaten auf, Unterstützung zu gewähren, um der Afghanischen Interimsverwaltung 
bei der Aufstellung und Ausbildung neuer afghanischer Sicherheits- und Streitkräfte 
behilflich zu sein; 

 11. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 

____________ 

 


